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An die  
Mitglieder des 
Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
 

 

 

 

 

 

 

 

Öffentliche Infrastrukturberatungsgesellschaft für Bund, Länder und insbesondere 

für Kommunen 

 

Zusammenfassung: 
Im Dezember 2016 ist die bis dato nur mehrheitlich in öffentlichem Gesellschafterkreis be-

findliche „ÖPP Deutschland AG“ in die „PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH“ umge-

wandelt worden. Die Partnerschaft Deutschland soll die Funktion einer öffentlichen Inhouse-

Infrastrukturberatungsgesellschaft für Bund, Länder und insbesondere für Kommunen im 

Sinne der Vorschläge der BMWi-Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in 

Deutschland“ ausfüllen. Für die Kreise besteht die Möglichkeit des verbilligten und risikore-

duzierten Anteilserwerbs.  

Um ein Bild über das Interesse der Kreise zu erhalten, bitten wir um Rückmeldung mit dem 

in der Anlage 4 beigefügten Frageblatt  bis zum 23.02.2017 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Deutsche Landkreistag hat uns im Wesentlichen wie folgt informiert: 

 

Seit 2009 fördert der Bund zusammen mit einer breit aufgestellten Reihe von Unternehmen 

verschiedener Branchen, einigen Bundesländern und den kommunalen Spitzenverbänden 

mit der gemeinsam gegründeten ÖPP Deutschland AG die Fortentwicklung der Zusammen-

arbeit zwischen Öffentlicher Hand und Privatwirtschaft. Im Dezember 2016 ist die bis dato 

nur mehrheitlich in öffentlichem Gesellschafterkreis befindliche „ÖPP Deutschland AG“ in die 

„PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH“ umgewandelt worden. Die Partnerschaft 

Deutschland soll die Funktion einer öffentlichen Infrastrukturberatungsgesellschaft für Bund, 
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Länder und insbesondere für Kommunen im Sinne der Vorschläge der BMWi-

Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ ausfüllen. 

 

Seit dem 01.01.2017 liegt Partnerschaft Deutschland zu 100 % in den Händen öffentlicher 

Gesellschafter und soll ausschließlich für die öffentliche Hand tätig werden. Das nunmehr 

rein öffentliche Unternehmen soll insbesondere seinen Gesellschaftern auf kommunaler, 

Landes- und Bundesebene mit einem erweiterten Beratungsangebot zur Verfügung stehen. 

Diejenigen öffentlichen Auftraggeber, die gemeinsam mit anderen öffentlichen Auftragge-

bern die PD als Gesellschafter kontrollieren, können die PD ausschreibungsfrei mit Bera-

tungsleistungen sowie Grundlagenarbeit beauftragen. Gesellschaftsfremden öffentlichen 

Auftragsgebern steht die PD nur insoweit mit ihren Beratungsleistungen zur Verfügung, so-

weit damit die Inhouse-Fähigkeit nicht verletzt wird. Grundlage für die Beratung ist eine 

„Eckpunktevereinbarung“ (Anlage 1), die einheitliche und transparente Preise bzw. Preis-

gestaltungen, Abrechnungsmethoden und Standards bei der Inhouse-Beratung aller öffentli-

chen Auftraggeber gewährleistet.  

 

Thematische Schwerpunkte der PD liegen u. a. in den Bereichen Verwaltungsmodernisie-

rung, öffentliche IT, Immobilien und Infrastruktur sowie Gesundheitswesen. Angeboten wird 

eine ganzheitliche Strategie- und Organisationsberatung und die Unterstützung bei der Im-

plementierung komplexer Modernisierungs- und Beschaffungsprojekte der öffentlichen Hand 

(u.a. Vergabe- und Investitionsberatung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, vgl. ausf. An-

lage 2). Avisiert ist zudem eine Förderberatung.  

 

Für die Kreise besteht die Möglichkeit, über den direkten Kauf von Anteilen an der Partner-

schaft Deutschland GmbH eine Inhouse-Fähigkeit herzustellen. Neben einer (wohl praktisch 

weniger in Frage kommenden) direkten Beteiligung zum Marktwert besteht dabei die Mög-

lichkeit des Erwerbs verbilligter Anteile, die vom Gewinnbezugsrecht, den Rücklagen, den 

Ansprüchen auf den Liquidationserlös und den stillen Reserven freigestellt sind und bei be-

endetem Beteiligungsinteresse verlustfrei an den Bund zurück übertragen werden können. 

Vorgesehen ist hierfür ein Preis von 100 € pro Anteil, wobei Kreise unter 100.000 Einwoh-

nern einen Mindestanteil von 10 (= 1.000 €), Kreise mit 100.000 bis 300.000 Einwohnern 

einen Mindestanteil von 15 (= 1.500 €) und Kreise mit über 300.000 Einwohnern einen Min-

destanteil von 25 (= 2.500 €) zu erwerben haben. Unter allen Alternativen wäre diese Vari-

ante aus Sicht des Deutschen Landkreistages mit Blick auf den Inhouse-Status als am 

rechtssichersten einzustufen und vorzugswürdig.  

 

Informationen zum Anteilserwerb sind auch auf der Internetseite der PD unter www.pd-

g.de/beteiligung zusammengestellt. Die Abwicklung bei Interesse am Erwerb von Gesell-
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schafteranteilen erfolgt direkt über das Beteiligungsmanagement des BMF, erreichbar unter 

030-2242-1616 oder die E-Mail-Adresse Anteilserwerb-pd@bmf.bund.de. 

 

Alternativ besteht die Möglichkeit eines indirekten Inhouse-Zugangs der Kommunen mittels 

einer Vereinslösung. Anstelle des Anteilserwerbs mit notariellem Kaufvertrag würde der 

Vereinsbeitritt stehen. Der Beteiligungserwerb, der nur die verbilligten Anteile (s. oben) um-

fasst, würde durch den Verein erfolgen, wofür die beitretende Kommune entsprechend zah-

len müsste. Die Sicherung vergaberechtlicher Kontrollvorgaben („Kontrolle wie über eine 

eigene Dienststelle“) müsste allerdings durch die Vereinssatzung (z. B. Kompetenzzuord-

nung/Weisungsgebundenheit des Vereinsvorstands) zwingend sichergestellt werden. Hinter 

der Vereinslösung mit indirektem Erwerb der verbilligten Anteile steht die Vorstellung, dass 

möglicherweise ein Vereinsbeitritt in den kommunalen Gremien und bei der Kommunalauf-

sicht einfacher zu bewerkstelligen sei als der direkte Erwerb der verbilligten Anteile. Auf-

wandserhöhend stehen dem allerdings die notwendige Vereinsgründung, die Sicherstellung 

der Inhouse-Fähigkeit des Vereins sowie die Gefahr einen gegenteiligen Einstufung durch 

Gerichte gegenüber.  

 

Vgl. zur direkten und indirekten Beteiligung an der PD vertiefend Anlagen 3a und 3b. 

 

Das federführende Bundesministerium der Finanzen sowie das Bundesministerium für 

Wirtshaft und Energie sind an einer hohen kommunalen Beteiligung interessiert und haben 

die kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene, die an der PD mit je einem Anteil be-

teiligt sind und nunmehr vom Deutschen Städtetag im Aufsichtsrat vertreten werden, früh-

zeitig einbezogen.  

 

Um eine Rückkoppelung bzgl. des Interesses der Kreise gewährleisten zu können, wären wir 

dankbar, wenn die Kreise uns kurz über das in der Anlage 4 beigefügte Frageblatt ein Mei-

nungsbild bis zum 23.02.2017, z.Hd. Herrn Beigeordneter Wohltmann beim Deutschen 

Landkreistag, Matthias.Wohltmann@landkreistag.de, geben könnten. Die Abgabe des Fra-

geblattes hat keine rechtliche Bindungswirkung für eine spätere Teilnahme- resp. Nichtteil-

nahmeentscheidung. Fehlanzeige ist nicht erforderlich. 

 

Hinweis des Landkreistages NRW: Der Landkreistag NRW hat sich noch nicht mit der 

neu strukturierten Infrastrukturberatungsgesellschaft in seinen Gremien befasst. Insgesamt 

lässt sich aus der Vergangenheit eine gewisse Zurückhaltung bei diesem Thema von Seiten 

der nordrhein-westfälischen Kreise beobachten. Andererseits können sich aus der Auswei-

tung des Angebotes auf eine Strategie- und Organisationsberatung und zukünftig möglicher 

Weise auch auf eine Förderberatung ggf. neue Perspektiven für eine Mitgliedschaft ergeben. 

mailto:Matthias.Wohltmann@landkreistag.de%20e
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Vor diesem Hintergrund bitten wir zu entscheiden, ob sich die Kreise an der o.g. Abfrage 

beteiligen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 
 

Dr. Markus Faber 

Anlagen (nur elektronisch abrufbar) 
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